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Vorsitzender: Oberburgermeister Dr. Frank Mentrup

Punkt 5 der Tagesordnung: Bebauungsplan "Ostlich Esslinger StraBe zwischen Heidenhei-
mer StraBe und Ludwigsburger StraBe und Teilbereich Heidenheimer StraBe"”, Karlsruhe-
Granwettersbach: Auslegungsbeschluss

Vorlage: 2022/2488/2

Punkt 5.1 der Tagesordnung: Bebauungsplan " Ostlich Esslinger StraBe zwischen Heiden-
heimer StraBe und Ludwigsburger StraBe und Teilbereich Heidenheimer StraBe", Karls-
ruhe-Griinwettersbach: Auslegungsbeschluss

Interfraktioneller Anderungsantrag: CDU, SPD, FDP

Vorlage: 2022/2488/1

Beschluss:

Der Gemeinderat beschlie8t nach Vorberatung im Planungsausschuss die Fortsetzung des
Bebauungsplanverfahrens ,, Ostlich Esslinger StraBe zwischen Heidenheimer StraBe und
Ludwigsburger StraBBe und Teilbereich Heidenheimer StraBe”, Karlsruhe-Grinwettersbach
mit der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemalB § 3 Abs. 2 BauGB.

Der Auslegung ist grundsatzlich der Bebauungsplanentwurf vom 30. April 2021 in der Fas-
sung vom 15. Februar 2023 zugrunde zu legen. Anderungen und Ergénzungen, die die
Grundzuge der Planung nicht berthren, kann das Burgermeisteramt noch in den Bebau-
ungsplanentwurf aufnehmen und zu diesem Zweck ggf. die 6ffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanentwurfes wiederholen.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitliche Zustimmung zur Beschlussvorlage (36 JA-Stimmen, 6 Nein-Stimmen 1 Ent-
haltung)

Anderungsantrag ist erledigt

Der Vorsitzende ruft Tagesordnungspunkt 5 zur Behandlung auf und verweist auf die er-
folgte Vorberatung im Planungsausschuss am 9. Februar 2023.
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Es ist ein Auslegungsbeschluss, dem auch die entsprechende Vorberatung in den Gremien
des Ortschaftsrates vorausgegangen ist, und es gibt hier eine ganz kurze Einfihrung in die
Thematik von Frau Professor Dr. Karmann-Woessner.

Professor Dr. Karmann-Woessner (StPIA): Ja, Herr Oberbirgermeister, sehr geehrte Damen
und Herren, herzlichen Dank, dass ich die Moglichkeit habe, hier den Bebauungsplan noch
vorzustellen kurz, Ostliche Esslinger StraBe. Wir bitten Sie heute um den Beschluss, die
Auslegung fur den Bebauungsplan quasi zu beschlieBen. Es ist ein Bebauungsplan nach §
13b. Das hat der Gesetzgeber erst vor wenigen Jahren eingefihrt, fir Flachen bis zu
10.000 Quadratmeter Uberbaute Flache, ein beschleunigtes Verfahren zu ermdglichen, und
das haben wir hier wahrgenommen, um diese einseitig bebaute StralBe zu erweitern und
Wohnraum fir, ja, im Endausbau 400 neue Einwohnerinnen und Einwohner hier im Stadt-
teil in den Bergdodrfern zu ermdglichen.

Sie sehen, wir haben gewisse Vorgaben aus der Flachennutzungsplanung, also fur den Ge-
samtbereich 160 Wohneinheiten. Das hat sich aus dem Flachennutzungsplan ergeben, war
auch immer wieder Diskussion wahrend des Verfahrens. Wir haben hier aber nicht nur eine
Wohnbebauung, sondern Uber einen stadtebaulichen Wettbewerb in dieser sehr charakte-
ristischen Form, mit sehr viel gliedernden Granflachen, welche in den Landschaftsraum hin-
aus entwickelt worden ist und entworfen wurde, sondern eben auch groB3e 6ffentliche
Freiflachen als Landschaftsfenster, um diesen sensiblen Ubergang zur angrenzenden Be-
bauung der Einfamilien- und Doppel- und Reihenhauser, die hier typisch sind, zu gewahr-
leisten. Wir haben aber auch, und das ist hier auch eine wesentliche Nachfrage in den Ho-
henstadtteilen, die Nachfrage nach Mehrfamilienhausern, dass auch ein Generationen-
wechsel in den groBBen Hausern stattfinden kann. Das ist die Grundidee.

Wir haben dann nach der ersten friihzeitigen Beteiligung noch mal den Bebauungsplan
Uberarbeitet und auch nach der Tragerbeteiligung. Da ging es noch mal um die Anpassung
des Geltungsbereichs, weil es sehr schwierig war, die Ausgleichsflachen tatsachlich nachzu-
weisen. Sie sehen hier, dass auch einige Ausgleichsflachen auBerhalb des eigentlichen Plan-
gebiets liegen. Es war auch noch mal der Wunsch, den Abstand zum Friedhof zu erhdhen
und vor allem bestehende Baumgruppen und Baumreihen zu erhalten, auch mehr BegrU-
nung noch im StraBenraum zu gewahrleisten. Ein wesentlicher Punkt, der bis zum Schluss
auch diskutiert wurde, auf den ich gleich noch mal etwas vertieft eingehe, ist die der Besu-
cherstellplatze bzw. die Stellplatzfrage insgesamt. Die Festsetzung passiver Schallschutz-
mafBnahmen war auch noch mal ein Thema. Sie wissen, diese Flache liegt nahe zur Auto-
bahn zum einen, aber auch nahe zu den Sportflachen.

Ja, worum geht es hier bei der Diskussion um den Stellplatzschlissel. Es geht hier darum,
dass wir nach erster Beratung im Planungsausschuss 1,3 Stellplatze pro Wohneinheit vor-
geschlagen hatten. Das ist ein Stellplatz und 0,3 dann sind die Besucherstellplatze. Die
Stellplatze sind ja vollstandig in Tiefgaragen untergebracht, und hier wollten wir die Kosten
auch reduzieren und im Sinn der Verkehrswende und der anderen Programme, die wir ja
beschlossen haben, fanden wir das vertretbar. Das wurde aber im Verfahren nicht weiter
gewdurdigt, sondern es wurde insbesondere aus dem Ortschaftsrat und dann jetzt auch
durch den interfraktionellen Antrag noch einmal die Bitte geauBert, auf einen hoheren
Stellplatzanteil hier zu setzen. Dieses sind die 1,5 Stellplatze, die wir hier jetzt im Mittelwert
empfehlen werden. Das heif3t, die Mehrfamilienhauser, die ja auch als ein Hauskomplex
dann gebaut werden, haben 1,3 Stellplatze pro Wohneinheit. Das ist zum Beispiel wenn
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Sie vier Wohneinheiten haben oder drei Wohneinheiten, waren es 3,9, und das waren
dann vier Stellplatze. Die Reihenhauser bzw. Einfamilienhauser oder Doppelhauser, die ha-
ben jeweils zwei Stellplatze nachzuweisen, und tber diesen Wohnungsmix, der allerdings
im Einzelnen auch durch den Bebauungsplan ja nicht festgesetzt wird, kommen wir dann
auf ein Mittel von 1,5 Stellplatzen pro Wohneinheit.

Ja und das ist unser Zeitplan, wir fassen jetzt Anfang 2023 den Auslegungsbeschluss, ge-
hen dann in die 6ffentliche Auslegung und wollen den Satzungsbeschluss 2024 bzw. An-
fang 2024 bzw. Ende 2023 fassen, so schnell, wie das moglich ist, aufgrund der personel-
len Kapazitaten und auch der vorgebrachten noch Anregungen in der Auslegung. Dann
schlieBt sich quasi auch noch die Umlegung an und die Anlage dann der Ausgleichs- und
ErsatzmaBnahmen, sodass wir noch ein bisschen Zeit bendtigen im Anschluss, bevor dort,
wie man so schon sagt, der erste Bagger rollen kann. Ja, wenn Sie weitere Fragen haben,
auch zum Verkehrskonzept, das Ihnen ja jetzt noch zugeleitet wurde vor der Sitzung, sehr
gerne. Herzlichen Dank.

Der Vorsitzende: Ja, vielen Dank. Wir kommen damit zu den Wortbeitragen.

Stadtrat Honné (GRUNE): Es geht hier um eine Ausweitung des Siedlungsbereichs in den
AuBenbereich. Normalerweise lehnen wir so was ab, aber wir brauchen eben handerin-
gend Wohnungen, und hier wird es uns etwas einfacher gemacht, dadurch, dass eine
StralBe schon existiert, die bisher einseitig bebaut wird, und jetzt wird eben die AuBBenseite
der StraBBe noch mal bebaut, sodass weniger Flache versiegelt wird, als wenn man ir-
gendwo anders vollig neu anfangen wurde. Das macht es uns leichter, dann doch zuzu-
stimmen. Es gibt auch eine Reihe von AusgleichsmaBBnahmen. Es gibt Dach- und Fassaden-
begrinungen, diese sind auch schon, so wie wir das eben auch haben wollen, es gleicht es
aber eben nicht ganz aus. Dann geht es wie immer um die Parkplatze. Es wurde schon er-
wahnt von Frau Karmann-Woessner. Eigentlich hatte die Stadtverwaltung eine moderne
Variante gewahlt, eben 1,3 Stellplatze im Durchschnitt pro Wohneinheit. Angesichts der
Topografie, die dort herrscht, war das eigentlich angemessen, meinen wir. Die Autofraktio-
nen haben das auf 1,5 erhoht. Es ist kein groBer Unterschied, aber es ist ein Unterschied,
und gerade diejenigen, die sonst fordern, es muss weniger Vorschriften geben beim Bauen,
die haben hier draufgepackt bei den Vorschriften und die, die sonst sagen, es muss gunsti-
ger gebaut werden konnen, die haben hier draufgepackt bei den Preisen, wie Frau Kar-
mann-Woessner es erwahnt hat. Gerade Tiefgaragen sind teuer, die steigern die Kosten.
Das gefallt uns alles nicht, aber angesichts der Mehrheiten haben wir darauf verzichtet, ei-
nen Anderungsantrag zu stellen, um wieder auf die Verwaltungsvorlage zurlickzukommen.
Insgesamt sehen wir eben mehr Licht als Schatten und stimmen deshalb zu, wenn auch
nicht mit Begeisterung.

Stadtrat Pfannkuch (CDU): Es ist jetzt fast schon ablenkend, was die GRUNEN heute vortra-
gen. Da konnte man wirklich Stunden dazu ausfuhren. Ich will es kurz machen, weil die
Bedeutung des Baugebietes eigentlich wichtiger ist als die Stellplatzarithmetik, die wir
heute sozusagen fast schon abschlieBen. Dieses Baugebiet ist langfristig vorbereitet. Der
Herr Oberblrgermeister hat darauf hingewiesen. Wir haben uns in allen Gremien viel
Muhe gegeben. Es ist eben einfach notwendig, dass wir in der gesamten Stadt solche Ge-
biete schaffen und Wohneinheiten umsetzen, um dem allgemeinen Problem ernsthaft ein
wenig entgegenzutreten und nicht immer nur davon zu reden in politischen Vortragen o-
der Kommunalwahlkampfprospekten. Dazu gehort eben dieses fast schon Uberschaubare
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kleine Gebiet mit den 170 Einheiten. Ich mochte mich ausdrlcklich bedanken bei der Ver-
waltung, die auf die vielen guten und kritischen Anregungen der Birgerschaft sehr, sehr
ausfuhrlich und korrekt eingegangen ist. Ich sehe auch beim Ortschaftsrat, der nicht ein-
heitlich abgestimmt hat, ein groBes Bemihen, hier konstruktiv sich einzubringen. Letztend-
lich zeigt sich das auch an der schon angeschnittenen Stellplatzdiskussion, denn der Ort-
schaftsrat hat sich einstimmig fir eine Ausweitung der Stellplatzquote auf 1,5 ausgespro-
chen. Ich denke, wir missen jetzt nicht auf die Frage Mittel oder nicht Mittel, ich habe den
Antrag selber gestellt und weif3, was ich nicht gesagt habe, naher eingehen, weil die Ver-
waltung zumindest das Votum des Ortschaftsrates und jetzt auch den Uberfraktionellen
Antrag insoweit ernst genommen hat, dass sie die Vorlage noch einmal geandert hat, und
ich glaube, jetzt sollten wir mal den Geist ruhen lassen, auch die CDU-Fraktion und ich
hore, auch die anderen werden diesem geanderten Vortrag oder Vorschlag zustimmen, so-
dass die Offenlage seinen Lauf nehmen kann. Ich will nur, wenn wir jetzt schon Uber das
Thema reden, sagen, dass diese 1,5, die wir absolut nicht im Mittel gefordert haben zu-
nachst, dass sie durchaus angebracht sind fur die Kubatur, die wir da oben haben, und die
Verkehrswende werden Sie woanders einzuleiten haben, aber sicher nicht in den Hohen-
stadtteilen, das garantiere ich Ihnen. Ich sage nur mal einen anderen Vergleich, in Wald-
bronn, wo eine ahnliche Bauentwicklung jetzt durchgefihrt wird, da reden wir Uber 2,0.
Das heil3t also, dort hat man die Zeichen der Zeit gesehen. Vielen Dank fur die Gesamtleis-
tung.

Stadtrat Zeh (SPD): Dies ist jetzt die erste Auslegung von einer Flache aus dem neuen Fla-
chennutzungsplan 2030, und wir haben ja im neuen Flachennutzungsplan nur 80 Hektar,
nicht mal die ganz letztendlich, obwohl uns ja eigentlich 240 Hektar zugestanden werden
als Wohnbauflache. Das heil3t, wir gehen sparsam mit Flachen im AuBenbereich um. Der
Vorteil, der Herr Kollege Honné hat es auch gesagt, dieses Bebauungsplans ist auf jeden
Fall, dass die StraBen schon vorhanden sind. Das hei3t also, wir brauchen keine neue
StralBe zu bauen. Das spart natlrlich Kosten und vor allen Dingen auch tatsachlich Flachen.
Das ist bis jetzt ja eine einseitig bebaute StraBe gewesen. Ich war bereits bei der ersten Buir-
geranhorung dabei, und da gab es natlrlich hohe Wellen dort, zum einen, weil naturlich
das Gegenuber jetzt bebaut werden sollte und zum anderen, die Nachverdichtung stoit
halt auch selten auf Begeisterung. Es gab naturlich die heftige Diskussion, vor allen Dingen
mit dem Thema Verkehr, denn alle Autos in Wettersbach mussen unten durch die Stral3e,
haben wir das mal durch und muss nach oben erschlossen werden.

Herr Honné, da oben ist es halt nicht ganz einfach. Also ich bin auch 6fters da oben mit
dem Radfahren. Also ich sehe selten da Radfahrer im Hlgelland da oben unterwegs, es ist
einfach in der Innenstadt einfacher mit dem Radfahren. Das muss man hier auch erkennen.
Es gibt auch Burger und Ortschaftsrate, die dort aktiv sind, und wir als SPD haben auf diese
gehort. Deshalb waren wir bereit, diesen gemeinsamen Antrag mitzugehen, weil dieser Be-
schluss im Ortschaftsrat da war, aber wir sind mit der Anderung, wie jetzt in der Vorlage
der Verwaltung aufgefiihrt wird, einverstanden. Der Vorteil dieser Anderung ist ja, dass die
Kubatur der Versiegelung letztendlich auch erhalten bleibt. Ein Thema, was naturlich da
oben in Wettersbach auch immer wieder eine Rolle spielt, ist der Starkregen, sicherlich
nicht flr das Gebiet, aber alle versiegelten Gebiete mUssen natlrlich nach unten in Wet-
tersbach abgefuhrt werden, aber wir sind Uberzeugt, dass das Tiefbauamt das im Griff hat.
Das neue Baugebiet hat natdrlich auch eine andere Schwierigkeit noch, es geht naher zur
Autobahn. Auch diese Larmquelle muss hier beachtet werden, aber wir sind mit der Veran-
derung, die das Stadtplanungsamt aus dem Wettbewerb letztendlich in diese
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Detailplanung gemacht hat, zufrieden und werden hier gerne der Vorlage so zustimmen.
Wichtig ist ja auch sowohl, dass die Kita hier noch entsteht, auch das entlastet naturlich,
und die Verlagerung und Zusammenfihrung der Sportvereinsflachen ist auch ein wesentli-
ches Element. Hierdurch kdnnen maoglicherweise auch mehr Wohnungen im preiswerten
Segment durch einige Grundsticke der Stadt Karlsruhe vielleicht gemacht werden, aber
das werden wir im weiteren Verfahren sehen. Wir stimmen also dieser geanderten Vorlage
der Verwaltung zur Auslegung zu.

Stadtrat Hgyem (FDP): Danke sehr an die Verwaltung und auch an Sie, Herr Oberburger-
meister, dass man die Ortschaftsrate dort ernst genommen hat. Ich will die Provokation
von meinem Kollegen Honné nicht beantworten. Ich will nur sagen, ein richtig groBer Un-
terschied zwischen verschiedenen Politikern ist, da gibt es Politiker, die fiir Menschen und
mit Menschen Politik machen. Da gibt es andere Politiker, die machen Politik wegen ideo-
logischer Parteiprogramme. Das sind zwei verschiedene Typen Mensch in der Politik, und
wir denken also, mit Ortschaftsrat und mit dieser pragmatischen Losung in einer reellen Si-
tuation, wo die Menschen, die dort wohnen, und die Menschen, die dort in der Zukunft
wohnen, das ist sehr viel wichtiger als ideologische Parteiprogramme. Also wir stimmen
dem zu, und wir bedanken uns fur die Flexibilitat in der Verwaltung.

Stadtrat Dr. Schmidt (AfD): Den Ortschaftsrat ernst nehmen, das gilt auch fur uns. Es ist ja
so gewesen, zumindest nach den uns vorliegenden Informationen, dass von acht Stimmbe-
rechtigten drei dagegen gestimmt haben, aus verschiedenen Grinden. Einmal hat man
Probleme gehabt, soweit wir informiert wurden, mit dem Verkehrsgutachten, was sehr
spat erst, so, wie wir gehort haben, erst kurz vor der Sitzung den Ortschaftsraten verfigbar
gemacht wurde. Auch wir hier im Gemeinderat haben es erst spat bekommen. Dann gab
es Menschen, die mit dem Prozess der Umlegung nicht zufrieden waren. Andere waren mit
der Wahl der Ausgleichsflachen nicht zufrieden. Das Problem der Nachverdichtung wurde
schon angesprochen, was natdrlich auch von den dort Wohnenden einiges abverlangt, und
dann auch der Parkplatzschltssel, wo ja der Herr Pfannkuch schon ausgefihrt hat, dass 2,0
besser gewesen ware als 1,5. Jetzt haben wir flr die Mehrfamilienhauser nur 1,3, obwohl
vonseiten des Ortschaftsrats und auch vonseiten der Ortsverwaltung von Grunwettersbach
darauf hingewiesen wurde, dass die Kriterien, die sonst hier in den Bereichen in der Stadt-
mitte angewendet werden, dort nicht gelten kdnnen, weil viele Menschen, die dort woh-
nen, eben nicht innerhalb der Stadt unterwegs sind, um zur Arbeit zu kommen, sondern
im Landkreis oder in Richtung Stuttgart auf der Autobahn unterwegs sein muissen. Dort hat
man dann auch weitere Wege. Durch die Randlage, es liegt ja am Rand von Karlsruhe, ist
der Nahverkehr, der 6ffentliche Personennahverkehr auch nicht so gut ausgebaut. Deswe-
gen brauchen die Leute einfach, wenn sie eine Familie sind, zwei Autos, und deswegen
wird auch Waldbronn sich fur die 2,0 entschieden haben. Fir uns ist die 1,3 zu wenig, und
aus diesen Grinden werden wir zumindest teilweise der Vorlage nicht zustimmen.

Stadtratin Géttel (DIE LINKE.): Ja, ich habe auch schon im Planungsausschuss einen Satz zi-
tiert, den ich sehr, sehr wichtig finde, und zwar von der Bauministerin: ,,Es wird nicht jede
Generation in Deutschland ein Einfamilienhaus bauen koénnen.” Dieser Satz ist in Deutsch-
land natdrlich sehr mutig, aber er ist auch realistisch, weil wir haben einfach begrenzte Fla-
chen zur Verfigung, und wir kdnnen nicht ewig weiterbebauen und das gilt naturlich far
Karlsruhe ganz besonders, wie wir hier immer wieder merken durfen. Unser Flachenver-
brauch steigt und steigt pro Person, und das hangt nattrlich damit zusammen, dass wir
einfach im Einfamilienhausbestand, den wir haben, der gigantisch ist, einfach keine
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Ausnutzung hinbekommen, und dann, jetzt dieses Problem, was wir an der Stelle haben,
hier einfach weiterzufihren, das ist einfach nicht zukunftsfahig und auch wenn wir das
Thema Klimawandel anschauen und so weiter, ist es nicht zukunftsfahig. Wir missen ein-
fach mit den Flachen, die wir haben, sehr, sehr sparsam umgehen, und da sind einfach Ein-
familienhauser nicht die richtige Losung. Dann bin ich dankbar, dass mein Vorredner es
schon angesprochen hat, in puncto Stellplatzschissel. Wenn wir jetzt mal die ganzen Ver-
kehrsdebatten beiseitelassen, wenn wir es mal ganz ndchtern und rational, wie Sie das im-
mer einfordern, hier diskutieren, dann muss man halt einfach darlber reden, ist es uns
jetzt wert, da die Kosten zu treiben. Also bei allem, was man im Boden macht, kann man
ungefahr von einem Drittel der Bausumme sprechen an Kosten, und dann finde ich es
doch interessant, dass diejenigen, die sich hier immer als die groBen Verfechter sehen der
moglichst wenig Vorgaben, damit es mdglichst billig wird, und sagen, es ist ganz schreck-
lich, dass hier immer von der Politik die ganzen Vorgaben gemacht werden und alles ver-
teuert, dass genau die jetzt hier die teuersten Vorgaben Uberhaupt machen und dann noch
nicht mal pragmatisch ansprechen. Ja, klar, wir haben jetzt hier unsere gewissen verkehrli-
chen Vorstellungen, aber dafur sind wir bereit, auch die Kosten steigen zu lassen fur dieje-
nigen, die dann da einziehen. Und ich denke, die haben naturlich auch das ganz pragmati-
sche Bedurfnis, dass das moglichst gunstig ist, auch die Immobilie, in die sie einziehen.
Deswegen hatte ich das jetzt an dieser Stelle auch von lhnen erwartet, dass Sie da auch zu
Stellung nehmen und auch diesen Tatsachen einfach auch ins Auge sehen.

Stadtrat Wenzel (FW|FUR): Wir wissen alle den Spruch, das Glas Wasser ist halbvoll oder
halbleer. Bei Frau Gottel war das Wasser jetzt halbvoll, bei mir ist es jetzt genau umge-
kehrt, halbleer. Ich sehe das Ganze namlich genau andersherum. Dass eine dorfliche Ge-
gend naturlich mehr Parkraum braucht, auch geschuldet der Topografie, da es ja am Hugel
ist, ist selbstverstandlich. Auch durch die Altersstrukturen macht es durchaus Sinn, dass der
Ortschaftsrat und der Ergdnzungs- oder Anderungsantrag den Schlissel auf 1,5 hebt. Dass
es nicht hoher ist, wundert mich, aber das muss auch so von unserer Seite akzeptiert wer-
den. Dieser Aufstellungsbeschluss aufgrund des Wohnungsmangels, unsere Bevolkerung
wachst auf natutrliche und auf unnaturliche Art und Weise, muss man naturlich dement-
sprechend Gewabhrleistung tragen. Deshalb hat auch das Ganze einen positiven Aspekt. Ich
werde heute aber die Gegenseite vertreten. Das Glas ist fr mich in dieser Sache halbleer.
Die Kritiker dieses Bauprojektes, und die sollten auch hier Wort haben, bemangeln nattr-
lich in dieser Topografie und dieser Lage naturlich das Volumen, und auch das Verkehrs-
gutachten spricht von noch aufnehmbaren Kapazitaten. Da die Mehrheiten jetzt auch klar
sind, werden wir hier diesen Aufstellungsbeschluss als Freie Wahler ablehnen.

Der Vorsitzende: Ja, vielen Dank. Lassen Sie mich ein paar Punkte noch fur das Protokoll
klaren. Zum einen mag es zwar manchmal auch um Ideologien gehen, aber alle, die hier im
Raum sitzen, sind von den Birgerinnen und Burgern gewahlt und nicht von Ideologien.
Das als Grundbemerkung. Zweite Bemerkung, im Protokoll der Ortschaftsratssitzung steht
in der Tat, dass der Anderungsantrag ohne den Zusatz im Mittel mit 13 Stimmen ange-
nommen wurde. Die abschlieBende Beschlussvorlage wurde dann aber um den Text er-
ganzt mit 1,5 Stellplatzen im Mittel, und die ist dann von 8:5 von der Mehrheit angenom-
men worden, weil sich naturlich die Ablehnung nicht nur auf dieses Thema Stellplatz be-
zieht, sondern auch auf andere Punkte. So gesehen sind wir nach unserer Feststellung im
Rahmen der Beschlussabstimmung auch des Ortschaftsrates hier unterwegs, wenn wir
lhnen das hier im Mittel empfehlen.



—7-

Dritte Bemerkung, ich bin sehr dankbar, wir haben schon vor vielen Jahren, Frau Professor
Karmann-Woessner, festgestellt, dass wir jetzt keine neuen Baugebiete Uber das bisher Ge-
plante hinaus suchen, aber dass wir immer da, wo wir eine StraBe haben, die nur einseitig
bebaut ist, schauen, ob wir das ausnutzen kdnnen, um es zu arrondieren. Das setzt natur-
lich dann auch genau solche Planungen in Gang, wie wir sie jetzt heute hier in einem Aus-
legungsbeschluss dann hier 6ffentlich machen wollen. Vierte Bemerkung, Frau Stadtratin
Gottel, genau das ist der Grund, warum es hier eben auch um Etagenwohnungen geht,
um Mehrfamilienhauser und nicht nur um Einfamilienhauser, und ich mochte es ganz expli-
zit auch noch mal herausstellen, es geht hier nicht nur darum, der Stadt Karlsruhe insge-
samt zusatzlichen Wohnraum zur Verfligung zu stellen, sondern implizit auch dem Ortsteil
Grunwettersbach die Maglichkeit zu er6ffnen, dass am Ende verbleibende altere Person-
lichkeiten dort in den Einfamilienhausern vielleicht im Stadtteil bleiben kénnen, aber dann
in eine solche Etagenwohnung umziehen kdénnen, sodass man dann das bisher unterge-
nutzte Haus auf einem untergenutzten Grundstlck dann vielleicht wieder an neuen Fami-
lien zur Verfigung stellen kann. Das eine oder andere Haus wird sicherlich dann auch noch
mal entsprechend modifiziert und gegebenenfalls erweitert oder erneuert werden. Das
heiBt, wir schaffen gerade hier auch die Voraussetzungen, dass zukunftige altere Generati-
onen im Ortsteil verbleiben konnen, aber so, dass dann trotzdem zusatzlicher Wohnraum
auch far junge Familien wieder entstehen kann und es sozusagen ein Wechselprozess in
diesem Ortsteil ausgelost wird, ohne dass man den Ortsteil verlassen muss. Das, kann ich
mich erinnern, war zum Beispiel auch in Waldbronn ein grof3es Thema, dass man gesagt
hat, wir mussen dort in den Mehrfamilienwohnungsbau einsteigen, damit nicht die Men-
schen in zu groBen Hausern, die sie gar nicht nutzen kénnen, schon deswegen verbleiben
mussen, weil sie ihre Gemeinde nicht verlassen wollen spater. Das spielt ja gerade auch fur
altere Sozialstrukturen oder gewachsene Sozialstrukturen eine ganz enorme Rolle. Das sei
an dieser Stelle auch noch mal ausdricklich betont.

Damit kommen wir jetzt zur entsprechenden Beschlussfassung. Der interfraktionelle Ande-
rungsantrag ist damit erledigt, wenn ich das richtig verstehe, und wir kommen jetzt zur un-
veranderten Beschlussvorlage, und hier bitte ich Sie um lhr Votum ab jetzt. — Das ist eine
mehrheitliche Zustimmung, die, glaube ich, auch noch mal eine schone Genugtuung und
eine schone Reflektion der Aktivitaten der Verwaltung in den letzten Jahren ist, und ich
darf mich da auch noch beim Ortschaftsrat und bei allen, die da auch vor Ort ganz intensiv
mitdiskutiert haben, ich war ja selber auch mal draul3en, ganz, ganz herzlich bedanken.
Das war ein mihsamer Weg, aber ich glaube, wir haben jetzt insgesamt einen guten Kom-
promiss gefunden, der auch vor allem dem Ortsteil selber einige Zukunftsperspektiven
bringt, die wir sonst nicht hatten realisieren kénnen.
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	Der Auslegung ist grundsätzlich der Bebauungsplanentwurf vom 30. April 2021 in der Fassung vom 15. Februar 2023 zugrunde zu legen. Änderungen und Ergänzungen, die die Grundzüge der Planung nicht berühren, kann das Bürgermeisteramt noch in den Bebauung...

